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Sachverhalt:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen hat am 24. 
Oktober 2013 die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 mit 
der Gebietsbezeichnung „Tarnewitzer Huk“ gemäß den Vorschriften des § 13a 
BauGB beschlossen. Am 02. September 2021 hat die Gemeindevertretung einen 
ergänzenden Aufstellungsbeschluss gefasst, der nunmehr den gesamten 
Geltungsbereich der Ursprungsplanung umfasst.

Anlass der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 ist im Wesentlichen die 
Notwendigkeit einer verträglichen Regelung der Zulässigkeit von 
Ferienwohnungen innerhalb des Wohngebietes „Tarnewitzer Huk“. In der 
Vergangenheit wurden innerhalb des Einfamilienhausgebietes Ferienwohnungen 
errichtet, die entsprechend der Ursprungsplanung unzulässig waren. Die 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen möchte deshalb Lösungen finden, die der 
aktuellen Rechtsprechung entsprechen. Dies erfolgt durch die ausnahmsweise 
Zulässigkeit von Ferienwohnungen in den WA 2 – 6 sowie durch eine Steuerung 
über die höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden. Im WA 1 wird 
die Nutzung von Ferienwohnungen auch nicht ausnahmsweise zugelassen.
Des Weiteren wurden Baugrenzen sowie Stellplatzstandorte entlang der Straße 
Tarnewitzer Huk berichtigt. Für drei zuvor zum Erhalt festgesetzte Bäume muss 
entsprechend der Ursprungsplanung ein Ausgleich von sechs Bäumen erfolgen.

Mit dem vorliegenden Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 soll 
die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung durchgeführt werden.

Die Gemeindevertretung wird gebeten, den Entwurf mit zugehöriger Begründung 
(inkl. Umweltbelange) zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung sowie der 
Beteiligung sonstiger Träger öffentlicher Belange zu bestimmen.
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Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Die Gemeindevertretung billigt den vorliegenden Entwurf der 2. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 16 sowie den Entwurf der zugehörigen Begründung 
inkl. Umweltbelange.

2. Mit dem Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 soll die 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 
BauGB durchgeführt werden.

3. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Finanzielle Auswirkungen:

Beschreibung (bei Investitionen auch Folgekostenberechnung beifügen - u.a. Abschreibung, Unterhaltung, 
Bewirtschaftung)

x Finanzierungsmittel im Haushalt vorhanden.
durch Haushaltsansatz auf Produktsachkonto:
durch Mitteln im Deckungskreis über Einsparung bei Produktsachkonto:

über- / außerplanmäßige Aufwendung oder Auszahlungen
unvorhergesehen und
unabweisbar und 
Begründung der Unvorhersehbarkeit und Unabweisbarkeit (insbes. in Zeiten vorläufiger 
Haushaltsführung auszufüllen):

Deckung gesichert durch
Einsparung außerhalb des Deckungskreises bei Produktsachkonto: 

Keine finanziellen Auswirkungen.

Anlage/n:
1 Entwurf 11 1 22_Plan M1-750 öffentlich

2 Entwurf 11 1 22-Planzeichnung A3 öffentlich

3 Entwurf 11 1 22-Zeichenerklärung A3 öffentlich

4 Boltenhagen 2.Ä B16_Teil B Text öffentlich

5 2Ä B16 Boltenhagen_Begründung Entwurf öffentlich
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Unverbindliche Planerläuterung 
 
Gegenstand der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 „Tarnewitzer Huk“ ist 
die Änderung von städtebaulichen Festsetzungen, entsprechend der aktuellen 
Rechtsprechung bzgl. Ferienwohnungen in Wohngebieten. Zudem sollen Bereiche 
des Ursprungsbebauungsplanes an die gegenwärtigen Entwicklungen innerhalb 
der Allgemeinen Wohngebiete angepasst werden.  
 
Die textlichen Festsetzungen beziehen sich auf den Ursprungsbebauungsplan, in-
klusive der Festsetzungen der rechtskräftigen 1. und 3. Änderung des Bebau-
ungsplanes. Ergänzungen der Festsetzungen und Hinweise sind farblich gekenn-
zeichnet. Festsetzungen sowie Hinweise, die entfallen, werden durchgestrichen 
dargestellt. 
Redaktionelle Änderungen von Festsetzungen und Hinweisen, die die Inhalte 
nicht berühren, werden nicht gesondert gekennzeichnet. 
 
 

Präambel 
 
Aufgrund des § 10 i.V.m. § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) sowie § 86 der Landes-
bauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 344) einschließlich aller 
rechtskräftigen Änderungen wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen vom …………... folgende Satzung über die 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 mit der Gebietsbezeichnung „Tarnewit-
zer Huk“, gelegen südlich der Straße „Tarnewitzer Huk“, umfassend den gesam-
ten Geltungsbereich der Ursprungsplanung, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Text (Teil B) sowie folgende Satzung über die örtlichen Bauvor-
schriften erlassen: 
 

Teil B - Text 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1 und 4 BauNVO) 
 
1.1 Ausschluss von Ausnahmen § 1 Abs. 6 BauNVO  

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige nicht störende  
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
nach § 4 Abs. 3 BauNVO auch ausnahmsweise nicht zulässig. 
In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 bis einschließlich WA 6 sind Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 und 3 – 5 BauNVO auch ausnahmsweise nicht 
zulässig.  

1.2 Zulässigkeit von Ausnahmen § 4 Abs. 3 Nr. 2 und § 13a BauNVO 
Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO, ein-
schließlich Ferienwohnungen nach § 13a BauNVO, sind ausnahmsweise zuläs-
sig. 
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2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

2.1 Höhe baulicher Anlagen § 18 Abs. 1 BauNVO 
Als Bezugspunkt der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen, wie der Traufhöhe 
und der Firsthöhe, gilt die mittlere Höhenlage des zugehörigen Straßenabschnit-
tes. 
Davon abweichend gilt innerhalb der festgesetzten Umgrenzung von Flächen für 
Gemeinschaftsstellplätze/ 
-garagen zugunsten Haus III und Haus IV (WA 1) der in der Planzeichnung – 
Teil A festgesetzte untere Bezugspunkt. 
Die Oberkante der Fahrgasse (Fläche zwischen den gegenüberliegenden Ge-
meinschaftsstellplätze/ 
-garagen) innerhalb der Umgrenzung von Flächen für Gemeinschaftsstellplät-
zen/-garagen zugunsten Haus III und Haus IV darf maximal 25 cm über dem 
festgesetzten unteren Bezugspunkt liegen. 
Als oberer Bezugspunkt wird hier eine maximale Gebäudehöhe von 3,50 m über 
dem festgesetzten  
Bezugspunkt festgelegt. 

 Es gelten die gemäß Planzeichnung-Teil A festgesetzten maximalen Trauf- und 
Firsthöhen als Höchstmaß über dem Bezugspunkt. 

 Abweichend darf die Traufhöhe für je einen Mittelrisalit auf der Südseite der Häu-
ser III und IV maximal 9,3 m betragen. 

2.2 Überschreitung der zulässigen Grundfläche § 19 Abs. 4 BauNVO 
In den WA 2 bis einschließlich WA 6 darf die zulässige Grundfläche durch 

- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten 
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
- bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-

stück lediglich unterbaut wird, bis zu 50 % überschritten werden. 
2.3 Nichtanrechnung von Garagengeschossen auf die Grundfläche 

Garagengeschosse oder ihre Baumasse in Wohngebäuden sind nicht auf die 
Zahl der zulässigen Vollgeschosse oder auf die zulässige Baumasse (Ge-
schossflächenzahl) anzurechnen (§ 21a Abs. 1 BauNVO). Garagengeschosse 
bleiben bei der Ermittlung der Geschossfläche gemäß § 21a Abs. 1 BauNVO 
unberücksichtigt (§ 21a Abs. 4 BauNVO). 
 

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 

3.1 Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO ist ein Vortreten von Gebäudeteilen (wie z. B. durch 
Erker, Balkone, Windfänge o. ä.) vor die Baugrenze bis zu einem Drittel der je-
weiligen Gebäudebreite und in einer Tiefe von maximal 1,00 m zulässig. 

3.2 Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind Gebäude als Nebenanlagen im Sinne des § 14 
Abs. 1 BauNVO außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen im Bereich 
zwischen Straßengrenze und straßenseitiger Baugrenze bzw. deren Fluchten 
ausgeschlossen. 

3.3 Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO dürfen Garagen die straßenseitige Baugrenze bzw. 
deren Flucht, unter Beachtung des erforderlichen Stauraumes vor Garagen, um 
maximal 1,50 m überschreiten. Diese Beschränkung gilt nicht für die Errichtung 
überdachter Stellplätze/Carports. 

 
 
 
 

7 von 40 in Zusammenstellung



4. Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
  

Die Planstraße A ist als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „ver-
kehrsberuhigter Bereich“ gemäß Anlage 3 (zu § 42 Abs. 2) Richtzeichen StVO 
festgesetzt. 

 
5. Flächen für Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
 
5.1 Die festgesetzte Fläche für den Spielplatz ist für das allgemeine Wohngebiet 

WA 1 bestimmt. 
5.2 Innerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze mit der Zulässigkeit „1 Stell-

platz“ ist maximal ein Stellplatz für das Be- und Entladen des Kraftfahrzeuges zu-
lässig. Die Sicherung der Maßnahme erfolgt durch einen städtebaulichen Ver-
trag.  

 
6. Festsetzung der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

Die Zahl der zulässigen Wohnungen innerhalb des Baugebietes ist wie folgt be-
schränkt: 
▪ WA 1 – acht Wohnungen pro Wohngebäude in den Häusern: Haus I / Haus II 

WA 1 – zwölf Wohnungen pro Wohngebäude in den Häusern: Haus III / 
Haus IV 

▪ WA 2 – max. zwei Wohneinheiten je Einzelhaus. Bei 2 Wohnungen darf 1 
Wohnung als Ferienwohnung genutzt werden. Diese muss hinsichtlich ihrer 
Grundfläche gegenüber der sonstigen Wohnnutzung im Gebäude unterge-
ordnet sein. 

▪ WA 3 – max. zwei Wohneinheiten je Einzelhaus, max. 1 Wohneinheit je 
Doppelhaushälfte. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaus mit insgesamt 2 Woh-
nungen darf 1 Wohnung als Ferienwohnung genutzt werden. Diese muss 
hinsichtlich ihrer Grundfläche gegenüber der sonstigen Wohnnutzung im Ge-
bäude untergeordnet sein. 

▪ WA 4 bis WA 6 – max. zwei Wohneinheiten je Einzelhaus. Bei 2 Wohnungen 
darf 1 Wohnung als  
Ferienwohnung genutzt werden. Diese muss hinsichtlich ihrer Grundfläche 
gegenüber der sonstigen Wohnnutzung im Gebäude untergeordnet sein. 

 
7. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung der Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB 
als Ersatzmaßnahmen im Sinne § 1a Abs. 3 BauGB) 

 
7.1 Nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wird für den Bebauungsplan festgesetzt, dass 

für die gemäß Pflanzgebot anzupflanzenden Bäume und Sträucher nur die Arten 
laut Pflanzliste in den ausgewiesenen Pflanzgrößen zu pflanzen sind. Die Gehöl-
ze sind entsprechend der geltenden DIN-Normen zu pflanzen. Die Pflanzungen 
sind dauernd zu unterhalten, bei Ausfall ist Ersatz zu pflanzen. 

7.2 Bäume 
 Auf den in der Planzeichnung, Teil A, festgesetzten Standorten ist je ein heimi-

scher großkroniger Laubbaum zu pflanzen und dauernd zu unterhalten (Stamm-
umfang 14-16 cm in 1,30 m ü. OFG). Geringfügige Abweichungen des Pflanzab-
standes bis zu 1,50 m sind zulässig, soweit sie sich aus der Berücksichtigung der 
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Lage von Grundstückszufahrten und anderer technischer Notwendigkeiten erge-
ben. 

7.3 Pflanzstreifen 
 Die in der Planzeichnung, Teil A, festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern sind als ein- bzw. dreireihige Hecke aus heimischen 
Gehölzen entsprechend Pflanzliste und Pflanzschema zu bepflanzen. 

7.4 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
 Die in der Planzeichnung, Teil A, für den Erhalt gekennzeichneten Bäume sind 

dauernd zu erhalten. 
7.5 Als Ersatz für jeden zu fällenden Baum sind zwei neue Bäume zu pflanzen.  
 Im Bereich der 1. Änderung sind 22 Baumpflanzungen vorzunehmen. Weitere 40 

Bäume sind als Ersatzpflanzung außerhalb des Plangebietes zu pflanzen. Die 
Sicherung dieser Maßnahme erfolgt durch einen städtebaulichen Vertrag. 

 Für 3 fortgefallene Bäume auf dem Flurstück 22/35, Flur 2, Gemarkung Tarne-
witz, sind 6 Baumpflanzungen vorzunehmen. Die Sicherung dieser Maßnahme 
erfolgt durch einen städtebaulichen Vertrag. 

7.6 Sonstige Bepflanzungen 
 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten und 

fachgerecht zu begrünen. 
 

7.7 Als heimische Gehölze gelten: 
 Sträucher (Pflanzgröße: 60 – 100 cm): 

- Weißdorn (Crataegus monogyna) 
- Schlehe (Prunus spinosa) 
- Pfaffenhütchen (Euonymus europaea) 
- Hundsrose (Rosa canina) 
- Holunder (Sambucus nigra) 

 
 Bäume (Pflanzgröße: 150 – 200 cm): 

- Feldahorn (Acer campestre) 
- Birke (Betula pendula) 
- Hainbuche (Carpinus betulus) 
- Eberesche (Sorbus aucuparia) 

 
7.8 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 

Nr. 25a BauGB)  
 Die festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen darf zwischen nördlicher Teilfläche mit Häusern I, II und III und 
südlicher Teilfläche mit Haus IV und Gemeinschaftsstellplätzen für eine Durch-
wegung in einer Breite von maximal 2,00 m unterbrochen werden. 

 
8. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 LBauO M-V) 
 
8.1 Dächer 
 Für die Hauptdächer sind die festgesetzten Formen des Satteldaches mit einem 

Neigungswinkel der entsprechenden Nutzungsschablone zulässig. Alle Dächer 
der Hauptgebäude sind mit Dachziegeln bzw. Dachsteinen in den Farben rot bis 
rotbraun, braun oder anthrazit auszuführen. Dachgauben sind mindestens 0,5 m 
unter der Hauptfirsthöhe des Daches zu beenden. Dächer von Nebenanlagen 
gemäß § 14 BauNVO in Form von Gebäuden sind als Satteldach oder Pultdach 
auszubilden. 
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 Abweichend muss das Dach für die Mittelrisaliten der Häuser III und IV als 
Flachdach oder flachgeneigtes Dach ausgebildet werden und muss die festge-
setzten Dachneigungen für die Hauptdächer unterschreiten. Die Ausführung der 
Dacheindeckung darf von den o.g. Festsetzungen abweichen. 

8.2 Außenwände 
 zulässiges Material: 

- Sichtmauerwerk 
- verputzte bzw. geschlämmte Bauten mit nicht glänzender Oberfläche 
- für Wintergärten sind auch Leichtkonstruktionen aus Glas/Holz bzw. Metall 

zulässig 
- für Doppelhäuser ist nur eine einheitliche architektonische Gestaltung bei 

Verwendung einheitlicher Dach- und Außenwandmaterialien, auch hinsicht-
lich der Farbgebung, zulässig. 

 
 nicht zulässig sind: 

- Verkleidungen aus künstlichen Materialien, die den Einsatz echter Baustoffe 
vortäuschen 

 
8.3 Nebenanlagen 
 Nebenanlagen in Form von Gebäuden sind mit den Materialien des Hauptgebäu-

des oder aus Holz zu erstellen. 
Müllbehälter sind im straßenseitigen Bereich mit Verkleidungen oder durch Ein-
friedungen aus lebenden 
Hecken, Pergolen oder Holzzäunen zu umschließen. 

8.4 Stellplätze, Garagen und Carports 
 Abweichend von der Dachneigung des Hauptdaches sind auch Pult- oder Flach-

dächer zulässig. In diesem Falle darf auch ein von der Dacheindeckung des 
Hauptdaches abweichendes Material verwendet werden. 

- zulässiges Material bei Garagen: wie Hauptgebäude, verputzte Fertigteilga-
ragen 

- zulässiges Material bei Carports: Holz 
 
 Innerhalb der festgesetzten Umgrenzung von Flächen für Gemeinschaftsstell-

plätze/-garagen zugunsten Haus III und Haus IV sind zulässig: 
- Gemeinschaftsstellplatzanlage mit Abstellräumen 
- Oder Gemeinschaftsgarage mit Abstellräumen. 

 Die jeweils einzelnen Segmente (Stellplatz – Abstellraum bzw. Garage + Abstell-
raum) sind als der Bestandteil der Gesamtanlage einheitlich zu gestalten und 
auszuführen. 

 Innerhalb der festgesetzten Umgrenzung von Flächen für Gemeinschaftsstell-
plätze/-garagen mit Abstellräumen zugunsten Haus III und Haus IV sind nur Pult- 
und Flachdächer mit folgenden Dacheindeckungen zulässig: 

- Gründach. 
 Innerhalb der festgesetzten Umgrenzung von Flächen für Gemeinschaftsstell-

plätze/-garagen zugunsten Haus III und Haus IV sind die Fassaden zulässig: 
- Nur als Holzkonstruktion mit Holzausfachung/-verkleidung. 

 Die an der Fahrgasse befindlichen inneren Fassaden der Garagen sind nur mit 
ins Freie führenden unverschließbaren Öffnungen zulässig; Abstellräume dürfen 
auch hier geschlossen werden. 

 Die äußeren Fassaden sind in einem Anteil vom mindestens 30 % mit Selbst-
klimmern oder Rankgewächsen zu begrünen. Diese sind dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang entsprechend zu ersetzen. 
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8.5 Zufahrten, Stellplätze, Zugänge 
 Befestigte Flächen sind als kleinteilige Pflasterbeläge (Beton-, Ziegel- oder Na-

tursteine) oder als wassergebundene Decken auszubilden. 
 
8.6 Festsetzung zu Bußgeldern 
  Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen ver-

stößt, handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V. Dies kann 
mit Bußgeld geahndet werden. 

 

Hinweise 
 
Der Ausbau des Hochwasserschutzsystems ist als öffentliche Aufgabe des Landes 
M-V zum Schutz von im  
Zusammenhang bebauten Gebieten gemäß § 83 Abs. 1 des LWaG von Redewisch 
bis Tarnewitz abgeschlossen, so dass der Schutz gegen das BHW der Ostsee 
grundsätzlich gewährleistet ist. Der Bemessungshochwasserstand (BHW) der Ostsee 
für den Bereich Boltenhagen beträgt 3,20 m ü. NHN, höhere Wasserstände sind 
möglich. Bei einer Höhenlage unter 3,20 m ü. NHN ist eine Beeinträchtigung durch 
Hochwasserereignisse (Sturmfluten oder Versagen der Küstenschutzanlagen) und 
erhöhte Grundwasserstände nicht ausgeschlossen. Der Bauherr hat für diesen Fall 
geeignete Vorkehrungen zu treffen. Das Risiko ist durch die Bauherren selbst zu tra-
gen ist. Das Land M-V übernimmt keinerlei Haftung für Hochwasserschäden, selbst 
dann nicht, wenn Hochwasserschutzanlagen den auftretenden Belastungen nicht 
standhalten. 
 
Das Plangebiet ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht aus-
zuschließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus 
diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. 
Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition 
aufgefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und 
der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst 
zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbe-
hörde hinzuzuziehen. 
 
Die Belange der Ver- und Entsorgung sind hinreichend zu berücksichtigen. Sowohl 
der vorhandene Leitungsbestand innerhalb als auch außerhalb des Plangebietes ist 
bei Ausführung von Bauarbeiten entsprechend zu beachten. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich und seiner näheren 
Umgebung keine Bau- und Kunstdenkmale bekannt. 
Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 liegt im Bereich 
des Bodendenkmals 9 Tarnewitzer Huk, welches durch die geplanten Maßnahmen 
berührt werden kann. Dieses Bodendenkmal ist gekennzeichnet als Bodendenkmal, 
deren Veränderung oder Beseitigung nach § 7 DSchG M-V genehmigt werden kann, 
sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Dokumentati-
on dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen anfallen-
den Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). 
Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Be-
ginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmigungen sind an die 
Einhaltung dieser Bedingung gebunden. 
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Werden unvermutet weitere Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 
DSchG unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind 
bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entdecker, der 
Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des 
Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass 
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den 
Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß 
§ 11 DSchG M-V unverzüglich bergen und dokumentieren. Dadurch werden Verzö-
gerungen der Baumaßnahme vermieden (vgl. § 11 Abs. 3 DSchG M-V). 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altlasten bzw. Altlasten-
verdachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte 
Belastungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt 
verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der 
Grundstücksbesitzer gemäß § 4 Abs. 3 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die 
Anzeigepflicht bei der unteren Abfallbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
wird hingewiesen. 
 
Nach bisherigem Kenntnisstand befinden sich keine Höhenfestpunkte des amtlichen 
geodätischen Grundlagennetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Gel-
tungsbereich und seiner näheren Umgebung. 
 
Die Beseitigung von Gehölzen gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 des Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatSchG) darf nur im Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und 28. Februar 
durchgeführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis 
durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Gehölzflächen keine Brut-
vögel brüten und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt. 
 
Zum Schutz des vorhandenen Baumbestandes sind die Forderungen der DIN 18920 
„Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men“ einzuhalten. 
 
Die Einmessung der Höhenlage des zugehörigen Straßenabschnitts zur Bestimmung 
der notwendigen Bezugshöhe für die höhenbezogenen Festsetzungen ist von den 
Grundstückseigentümern vorzunehmen. 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen weist darauf hin, dass die Verordnung über 
den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplätzen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Garagenverordnung - GarVO M-V) grundsätzlich zu beachten ist. 
 
Redaktionelle Änderungen von Festsetzungen und Hinweisen, die die Inhalte 
nicht berühren, werden nicht gesondert gekennzeichnet. 
 
Die dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden Gesetze, Erlasse und Verordnun-
gen sind im Bauamt des Amtes Klützer Winkel, Schloßstraße 1, 23948 Klütz, wäh-
rend der Öffnungszeiten einsehbar. 
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Dieser Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf der Grundla-
ge dieses Entwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung. 
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1. Einleitung 
 
1.1 Ziel und Zweck der Planaufstellung 
 
Im Osten der Ortslage Boltenhagen besteht der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 16.  
Dieser wurde von der Gemeinde im Jahr 2000 beschlossen. Die Satzung über die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 wurde im März 2006 rechtskräftig und be-
rührt westliche Bereiche der Ursprungsplanung. Für eine Teilfläche der 1. Änderung 
wurde die 3. Änderung aufgestellt, die im Jahr 2011 rechtskräftig wurde.  
Die Ziele des rechtkräftigen Bebauungsplanes zur Entwicklung eines Allgemeinen 
Wohngebietes wurden weitgehend umgesetzt. Im Westen des Geltungsbereiches wur-
den vier Mehrfamilienhäuser und im Osten des Geltungsbereiches 13 Einfamilienhäu-
ser errichtet. Zum aktuellen Zeitpunkt befinden sich zwei weitere Doppelhäuser im 
Bau. 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen hat aufgrund der Festsetzungen des Ur-
sprungsplanes eine umfassende Erhebung der Bestandssituation vorgenommen und 
Standorte von Ferienwohnungen ermittelt. Die Bauanträge für die Einfamilienhäuser 
im Osten des Plangebietes wurden alle entsprechend des Ursprungsplanes bei der 
zuständigen Behörde eingereicht. In der Folgezeit wurden jedoch teilweise mehr 
Wohneinheiten als zulässig bzw. Ferienwohnungen errichtet. Etwa die Hälfte der vor-
handenen Wohngebäude im östlichen Bereich besitzt mindestens eine Ferienwoh-
nung. In Einzelfällen sind Ferienhäuser ohne weitere Dauerwohnung entstanden. 
 
Anlass der Planung der Gemeinde war die Nutzungsuntersagung des Ferienwohnens 
innerhalb von festgesetzten Reinen oder Allgemeinen Wohngebieten aufgrund des be-
stehenden Beschlusses vom 28. Dezember 2007 vom 3. Senat des Oberverwaltungs-
gerichtes für das Land Mecklenburg-Vorpommern.  
In dem Urteil wird durch das Oberverwaltungsgereicht festgestellt, dass Ferienwoh-
nungen innerhalb von Allgemeinen Wohngebieten unzulässig sind.  

- In Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 4 Abs. 2 Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) u.a. Wohngebäude zulässig. Das Ferienwohnen bzw. Feri-
enwohnungen zählen nicht zu diesen zulässigen Wohngebäuden. Es han-
delt sich bei der Ferienwohnung nach gerichtlicher Auffassung einerseits 
und bei der allgemeinen Wohnnutzung andererseits jeweils um eine eigen-
ständige Nutzungsart. Diese begriffliche Unterscheidung ist auch baupla-
nungsrechtlich in der BauNVO wiederzufinden. Weiter wird aufgeführt, dass 
der für das Dauerwohnen maßgebende eigenständige bzw. unabhängig zu 
gestaltende häusliche Wirkungskreis bei einer Ferienwohnnutzung nicht an-
genommen werden kann. Aus Sicht des Gerichts rechtfertigen die unter-
schiedlichen bodenrechtlichen Auswirkungen die bauplanungsrechtliche 
typisierende Unterscheidung, da Ferienwohnungen dem vorrübergehenden 
Aufenthalt für ständig wechselnde Feriengäste und die (Dauer-)Wohnungen 
über einen längeren Zeitraum durch einen gleichbleibenden Bewohnerkreis 
genutzt werden. 

- In Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO u.a. Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes ausnahmsweise zulässig. Nach gerichtlicher 
Auffassung handelt es sich bei der Vermietung einer einzelnen Ferienwoh-
nung nicht um einen Betrieb des Beherbergungsgewerbes.  
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Durch das Verwaltungsgericht Schwerin wurde mit Urteil vom 29. April 2013 das o.g. 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 28. Dezember 2007 bestätigt: 

- Die Ferienwohnnutzung in den innerhalb eines Bebauungsplanes festge-
setzten Allgemeinen oder Reinen Wohngebieten ist planungsrechtlich unzu-
lässig. Die Nutzung als Ferienwohnung oder -haus stellt keine Unterform der 
Wohnnutzung dar, sondern ist eine eigenständige Nutzungsart. 

- Eine Ferienwohnung zählt auch nicht zu einem Betrieb des Beherbergungs-
gewerbes und kann daher auch nicht ausnahmsweise zugelassen werden. 

 
Von diesen Nutzungsuntersagungen sind auch die jahrzehntelang gewachsenen 
Strukturen, der Ferienwohnungen in den Einfamilienhäusern in den touristisch gepräg-
ten Orten betroffen. Planungsrechtliche Regelungsmöglichkeiten für Ferienwohnun-
gen bzw. -häuser innerhalb der gewachsenen Ortslagen bzw. innerhalb von Bebau-
ungsplänen neben der Dauerwohnnutzung bestehen auf der Grundlage der o.g. Ge-
richtsurteile sowie der rechtsgültigen Baunutzungsverordnung nicht. Die Regelungen 
wurden den Kommunen überlassen, denen jedoch keine praktikablen Mittel zu Lösun-
gen aufgrund der Gesetzeslage zur Verfügung standen. 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen sah dennoch Handlungsbedarf und wollte die 
Problematik innerhalb des Plangebietes heilen. Die Gemeindevertreter der Gemeinde 
Ostseebad Boltenhagen beschlossen die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 16 im Jahr 2013 mit dem Ziel, ein Sonstiges Sondergebiet nach 
§ 11 BauNVO festzusetzen. Zu diesem Zeitpunkt gab es keine anderweitige Möglich-
keit Dauerwohnen und Ferienwohnen in einem Baugebiet miteinander zu kombinieren. 
Da dies aber nicht das eigentliche Interesse der Gemeinde ist, sondern Ferienwoh-
nungen nur ausnahmsweise zulässig sein sollen, wurde die Planung zunächst ruhend 
gestellt. 
 
Erst 2017 mit der Einführung des § 13a BauNVO wurde den Gemeinden ein geeigne-
tes Planungsinstrument an die Hand gegeben.  
Ferienwohnungen werden nach § 13a BauNVO folgendermaßen definiert: 
„Räume oder Gebäude, die einem ständig wechselnden Kreis von Gästen gegen Ent-
gelt vorübergehend zur Unterkunft zur Verfügung gestellt werden und die zur Begrün-
dung einer eigenen Häuslichkeit geeignet und bestimmt sind (Ferienwohnungen), ge-
hören unbeschadet des § 10 in der Regel zu den nicht störenden Gewerbebetrieben 
[…] Abweichend von Satz 1 können Räume nach Satz 1 in den übrigen Fällen insbe-
sondere bei einer baulich untergeordneten Bedeutung gegenüber der in dem Gebäude 
vorherrschenden Hauptnutzung zu den Betrieben des Beherbergungsgewerbes […] 
oder zu den kleinen Betrieben des Beherbergungsgewerbes […] gehören.“ 
Des Weiteren werden die Baugebiete benannt in denen diese Regelung anwendbar 
ist. Für Allgemeine Wohngebiete bedeutet dies nach § 4 Abs. 3 BauNVO eine aus-
nahmsweise Zulässigkeit. Dies entspricht auch dem Ziel der Gemeinde für das Wohn-
gebiet „Tarnewitzer Huk“. 
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Ziel der Planung ist nicht der Ausschluss von Ferienwohnungsnutzungen, sondern 
viel eher die Beschränkung der Ferienwohnungen innerhalb des Wohngebietes auf ein 
verträgliches Maß. Ebenso hat die Gemeinde in den vergangenen Jahren auch Kennt-
nis darüber erlangt, dass im westlichen Bereich des Ursprungsplanes innerhalb der 
Mehrfamilienhäuser ebenfalls Ferienwohnungen vermietet werden. Es ergaben sich 
zudem weitere Differenzen in Bezug auf bauplanungsrechtliche Festsetzungen, wie 
z.B. die Überschreitung von Baugrenzen. Diese Abweichungen sollen im Rahmen der 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 behandelt und zum Teil planungsrechtlich 
gesichert werden. 
 
Der Gemeinde ist dabei bewusst, dass durch ergänzende Festsetzungen auch die der-
zeitigen Eigentümer betroffen sind. Diesen wird insbesondere das Interesse an der 
Erhaltung des bestehenden Baurechts zugeschrieben. Die formal legal errichteten 
Bauten werden durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 nur marginal be-
rührt. Aus Sicht der Gemeinde sind die geplanten Einschränkungen notwendig, um ein 
geregeltes Miteinander innerhalb des Wohngebietes zu gewährleisten. Des Weiteren 
werden den Eigentümern durch die ausnahmsweise Zulässigkeit von Ferienwohnun-
gen mehr Rechte eingeräumt als bisher. Die Gemeinde Boltenhagen möchte mit der 
vorliegenden Planung deshalb die vorhandenen Dauerwohnungen vor Beeinträchti-
gungen durch ungeregeltes Ferienwohnen schützen und den Fehlentwicklungen bei 
der Entwicklung des Allgemeines Wohngebietes entgegensteuern. 
 
1.2  Lage und Geltungsbereich 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen liegt im Norden des Landkreises Nordwest-
mecklenburg, unmittelbar an der Küstenlinie zwischen der Hansestadt Lübeck im Wes-
ten und der Hansestadt Wismar im Osten. Das Gemeindegebiet Boltenhagen grenzt 
ausschließlich an das Gebiet der Stadt Klütz an. Es ist von Klütz über die Landes-
straße 03 zu erreichen. Eine weitere Hauptzufahrt zum Gemeindegebiet führt über die 
Landesstraße 01 in die Ortslage Tarnewitz. Zur Gemeinde gehören der Hauptort Bol-
tenhagen sowie die Ortsteile Redewisch, Wichmannsdorf und Tarnewitz. 
 
Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16, der im Osten der 
Ortslage Boltenhagen liegt, umfasst etwa 1,7 ha. Im Norden wird er begrenzt durch die 
Straße „Tarnewitzer Huk“, im Osten durch eine Grünfläche, im Süden durch Waldflä-
chen und im Westen durch die „Tarnewitzer Chaussee“. Er umfasst den gesamten 
Geltungsbereich der Ursprungsplanung. 
Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 werden die Flächen der rechtskräf-
tigen Satzung über den Bebauungsplan Nr. 16 in der Fassung der 3. Änderung über-
plant. 
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Abb. 1: Luftbild mit Lage des Geltungsbereiches, © GeoBasis DE/M-V 2021. 

 
1.3 Planverfahren 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen hat in ihrer Sitzung 
am 24. Oktober 2013 die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 
mit der Gebietsbezeichnung „Tarnewitzer Huk“ gemäß den Vorschriften des § 13a 
BauGB beschlossen. Daraufhin erfolgte eine ausführliche Erhebung der Bestands- 
situation. Aufgrund der rechtlichen Problematik der Ferienwohnnutzung innerhalb all-
gemeiner Wohngebiete ruhte das Verfahren einige Jahre in der Hoffnung, eine rechts-
sichere Lösung dieses Problems zu finden. 
Nunmehr wurden in der neuen Baunutzungsverordnung (BauNVO) aus dem Jahr 2017 
Regelungen getroffen, die ein Miteinander von Dauerwohnen und Ferienwohnen aus-
nahmsweise ermöglichen.  
Das Verfahren soll daher nun weitergeführt werden. Dazu wurden auch die Flächen 
des im Ursprungsplan festgesetzten WA 1 hinsichtlich ihrer Nutzung überprüft. Diese 
sollen im Rahmen der 2. Änderung des Bebauungsplanes Berücksichtigung finden, 
um an dieser Stelle ausschließlich Dauerwohnraum zu sichern. Dazu wurde von der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen am 02. September 2021 
ein ergänzender Aufstellungsbeschluss gefasst, der nunmehr den gesamten Gel-
tungsbereich der Ursprungsplanung umfasst. Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
hält dabei am beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB fest. Das beschleunigte 
Verfahren umfasst Bebauungspläne der Innenentwicklung, die für die Wiedernutzbar-
machung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenent-
wicklung aufgestellt werden. Die Ziele der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 
können als Maßnahme der Innenentwicklung und zur Sicherung der Wohnraumfunk-
tion definiert werden. 
Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB ist „im beschleunigten Verfahren […] ortsüblich 
bekannt zu machen, wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich 
die Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann, sofern 
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keine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 stattfindet“. 
Somit ist auch im beschleunigten Verfahren gewährleistet, dass sich die Öffentlichkeit 
frühzeitig zur Planung äußern kann.  
Der Aufstellungsbeschluss sowie der ergänzende Aufstellungsbeschluss wurden am 
18. September 2021 in der Ostseezeitung ortsüblich bekannt gemacht. Der Öffentlich-
keit wurde eine Frist von drei Wochen zur frühzeitigen Äußerung gewährt. Stellung-
nahmen wurden nicht abgegeben. 
 
Mit dem vorliegenden Entwurf soll die Beteiligung der Behörden, Nachbargemeinden 
und der sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie 
die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden. 
 
 
2. Planungsgrundlagen 
 
2.1 Planungsrechtliche Grundlagen und Vorgaben übergeordneter Planungen 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen verfügt über einen wirksamen Flächennut-
zungsplan. Dieser liegt in der Fassung der 13. Änderung vor. Die mit dem Bebauungs-
plan überplanten Flächen werden in der aktuellen Fassung des Flächennutzungspla-
nes als Wohnbauflächen dargestellt. Da der Bebauungsplan weiter an der Festsetzung 
von Allgemeinen Wohngebieten nach § 4 BauNVO festhält, wird dem Entwicklungsge-
bot des § 8 Abs. 2 BauGB entsprochen. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147), 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBL.1991 I 
S.58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 1802), 

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. November 2019 (GVOBl. M-V S. 682) 

 
sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Als Plangrundlagen wurden die digitale topographische Karte im Maßstab 1:10 000 
vom Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, © GeoBasis DE/ 
M-V, ein Auszug aus der Liegenschaftskarte der Flur 2, Gemarkung Tarnewitz sowie 
eigene Erhebungen verwendet. Darüber hinaus wurden Informationen aus dem rechts-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 16 sowie der 1. und 3. Änderung des Bebauungsplanes 
verwendet. 
 
Das Gebiet der Gemeinde Boltenhagen befindet sich im Norden des Landkreises 
Nordwestmecklenburg, unmittelbar an der Ostseeküste zwischen den Hansestädten 
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Lübeck und Wismar. Die Gemeinde hat 2 470 Einwohner (Stand: 31.12.2020) und ist 
verwaltungstechnisch Teil des Amtes Klützer Winkel.  
Das Gemeindeterritorium umfasst eine Fläche von etwa 1 820 ha. Hauptverkehrsach-
sen im Gemeindegebiet sind die Landesstraße 03 aus Richtung Klütz, die Verbin-
dungsstraße von der Landesstraße 01 nach Tarnewitz (An der Weißen Wiek) sowie in 
der Ortslage Boltenhagen die parallel zur Küste verlaufende Ostseeallee. Über die 
Landesstraßen ist die Gemeinde an das überregionale Straßennetz angebunden. Der 
Anschluss an das Autobahnnetz erfolgt über die A 20, Anschlussstelle Grevesmühlen. 
 
Bedingt durch die Küstenlage besitzt Boltenhagen mit der Stadt Klütz nur eine Nach-
bargemeinde. Nächstgelegene Zentren sind im Westen die Stadt Lübeck (Oberzent-
rum) sowie im Süden und Osten die Mittelzentren Grevesmühlen und Wismar.  
Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM 2011) 
werden der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen unterschiedliche Funktionen zugeord-
net. Die Gemeinde befindet sich im Tourismusschwerpunktraum sowie in einem Vor-
behaltsgebiet für Landwirtschaft. Boltenhagen gehört gemeinsam mit dem Grundzent-
rum Klütz und den Gemeinden Damshagen und Kalkhorst zum Nahbereich Klütz. Die-
ser wiederum wird dem Mittelbereich Grevesmühlen zugeordnet. Der Hauptort Bolten-
hagen ist als Siedlungsschwerpunkt definiert.  
 
Teile des Gemeindegebietes befinden sich des Weiteren in den Vorbehaltsgebieten 
Naturschutz und Landschaftspflege sowie Küsten- und Hochwasserschutz. Die Küs-
tenbereiche der Gemeinde werden von dem regional bedeutsamen Radroutennetz be-
rührt. 
 
2.2 Angaben zum Bestand 
 
Das Plangebiet liegt im Osten von Boltenhagen. Für den Bereich der vorliegenden 
2. Änderung besteht die rechtkräftige Satzung über den Bebauungsplan Nr. 16. Mit 
diesem wurden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines 
Allgemeinen Wohngebietes geschaffen. Einige Ziele des Ursprungsplanes wurden be-
reits umgesetzt. Die öffentliche Erschließungsstraße wurde als Einbahnstraße herge-
stellt. Die Einzelbäume innerhalb des öffentlichen Straßenraumes wurden angepflanzt. 
Von den möglichen 17 Bauplätzen wurden bereits 13 bebaut. Zwei weitere werden 
gegenwärtig bebaut. Nach umfassenden Bestandserhebungen kann die Nutzung in-
nerhalb des Plangebietes als Dauerwohnen und Ferienwohnen dargestellt werden.  
 

   
Vorhandene Bebauung innerhalb  Realisierte Planstraße A als Einbahnstraße mit 
des Plangebietes, eigene Aufnahme. angepflanzten Einzelbäumen, eigene Aufnahme. 
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Die vorhandenen Gebäude wurden gemäß den Festsetzungen des rechtskräftigen Be-
bauungsplanes als Einzelhäuser errichtet. Die Dachlandschaft wird durch rot- und 
anthrazitfarbene Sattel- bzw. Krüppelwalmdächer geprägt. Die Fassaden sind teil-
weise verputzt oder verklinkert.  
 
2.3 Eigentumsverhältnisse 
 
Die Flächen innerhalb des Plangebietes befinden sich mit Ausnahme der öffentlichen 
Verkehrsfläche in Privateigentum. Die Planungskosten trägt die Gemeinde Ostseebad 
Boltenhagen. 
 
 
3. Inhalt des Bebauungsplanes 
 
3.1 Städtebauliches Konzept und Festsetzungen 
 
Mit der Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 beabsichtigt die 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen, die Zulässigkeit sowie Unzulässigkeit von Betrie-
ben des Beherbergungsgewerbes sowie von Ferienwohnungen nach § 13a BauNVO 
verbindlich zu regeln. Dies war nach bisheriger Rechtsprechung nicht vollumfänglich 
möglich. 
Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 umfasst den ge-
samten Geltungsbereich der Ursprungsplanung. Das Allgemeine Wohngebiet mit der 
laufenden Nr. 1 war bereits Bestandteil der 1. und der 3. Änderung des Bebauungs-
planes. 
 
Art der baulichen Nutzung 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen möchte künftig die beiden Teilbereiche des 
Bebauungsplanes nach der Art der baulichen Nutzung unterscheiden. Der westliche 
Teilbereich umfasst das WA 1 mit vier Mehrfamilienhäusern. Der östliche Teilbereich 
besteht aus den WA 2 bis WA 6, die Einzel- sowie Doppelhäuser beinhalten. 
 
An der Festsetzung von Allgemeinen Wohngebieten nach § 4 BauNVO wird weiterhin 
festgehalten, da die Gemeinde innerhalb des Geltungsbereiches nach wie vor vorwie-
gend Dauerwohnungen schaffen möchte. Im Rahmen der 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 16 hat sich die Gemeinde mit den tatsächlich entstandenen Nutzungen 
auseinandergesetzt und erkennt an, dass Ferienwohnungen bis zu einem gewissen 
Maß innerhalb des Gebietes verträglich sind. Nichtsdestotrotz ist die Entstehung eines 
Ferienhausgebietes nicht im Sinne der Gemeinde. Die Festsetzungen zur Art der bau-
lichen Nutzung orientieren sich deshalb am tatsächlichen Bestand, ohne jedoch alle 
zuvor unzulässigen Nutzungen nun zu ermöglichen. 
 
Die ursprüngliche Festsetzung lautete: „In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis 
einschließlich WA 6 sind Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen nach § 4 (3) Nr. 3 – 5 BauNVO nicht zulässig.“  
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Gemäß dieser Festsetzung waren innerhalb des Änderungsbereiches allgemein zu-
lässig: 

1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke. 
 

Ausnahmsweise zulässig waren:  
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

 
Unzulässig waren: 

3. Anlagen für Verwaltungen, 
4. Gartenbaubetriebe, 
5. Tankstellen. 

 
Nunmehr trifft die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen unterschiedliche Regelungen für 
das WA 1 im Westen sowie für die WA 2 bis einschließlich WA 6 im Osten des Gel-
tungsbereiches bezüglich der Zulässigkeit von den Ausnahmen des § 4 Abs. 3 
BauNVO. 
 
Es wird festgesetzt, dass im WA 1 gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Ver-
waltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht zulässig 
sind. 
Durch den Ausschluss von Betrieben des Beherbergungsgewerbes sowie sonstigen 
nicht störenden Gewerbebetrieben schließt die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
auch die Nutzung von Ferienwohnungen nach § 13a BauNVO aus. Die Mehrfamilien-
häuser des WA 1 sollen ausschließlich dem Dauerwohnen dienen. Eine Kombination 
mit Ferienwohnungen innerhalb dieser Wohngebäude ist aus Sicht der Gemeinde nicht 
verträglich und auch nicht zielführend. Im Gemeindegebiet sowie auch im Hauptort 
Boltenhagen stehen eine Vielzahl an touristischen Einrichtungen verschiedener Art zur 
Verfügung. Eine Ferienwohnungsnutzung innerhalb eines Mehrfamilienhauses bringt 
jedoch ein enormes Störpotenzial mit sich, da Feriengäste durch häufige Nutzerwech-
sel, Unterschiede im Tagesablauf oder die vermehrte Nutzung von Außenwohnberei-
chen auch in den Abend- und Nachtstunden in der Lage sind, die Wohnruhe zu stören. 
Aus Sicht der Gemeinde ist dies für die Mehrfamilienhäuser des WA 1 nicht verträglich. 
 
Für die WA 2 bis einschließlich WA 6 setzt die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen fest, 
dass gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen 
für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht zu-
lässig sind.  
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„Zum Beherbergungsgewerbe gehören insbesondere […] solche Betriebe, die einem 
ständig wechselnden Kreis von Gästen zu gewerblichen Zwecken gegen Entgelt  
vorübergehende Übernachtungsmöglichkeiten zur Verfügung stellen, ohne dass die 
Gäste in den Räumen unabhängig eine eigene Häuslichkeit begründen können“ 
(ERNST, ZINKAHN ET AL.).1 Dies beinhaltet zum Beispiel Hotels, Pensionen oder Gast-
höfe. 
 
Das vorhandene Plangebiet hat sich bis zum aktuellen Zeitpunkt zu einem Einfamili-
enhausgebiet mit überwiegend Einzelhäusern entwickelt. Derzeit werden entlang der 
Hauptstraße Tarnewitzer Huk zwei Doppelhäuser errichtet. Aufgrund der baulichen 
Entwicklung erscheint es für die Gemeinde daher sinnvoll, reine Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes planungsrechtlich auszuschließen. Diese sind mit einer durchaus 
größeren Kubatur als die der Einfamilienhäuser sowie mit ggf. erhöhtem Verkehrsauf-
kommen, durch An- und Abfahrten der Gäste sowie der Versorgung des Beherber-
gungsbetriebes dienenden Fahrzeuge verbunden und sind innerhalb des Plangebietes 
unerwünscht. 
 
Dennoch hat die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen den Bedarf bzw. den Wunsch der 
Eigentümer, auch Ferienwohnungen nutzen zu dürfen, erkannt. Durch die 2. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 16 soll eine abschließende Regelung getroffen werden. 
Deshalb wird explizit festgesetzt, dass in den WA 2 bis einschließlich WA 6 gemäß  
§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO sonstige nicht störende Gewerbetriebe, einschließlich Feri-
enwohnungen nach § 13a BauNVO, ausnahmsweise zulässig sind. Bezogen auf das 
gesamte Plangebiet kann durch die Festsetzung der Art der baulichen Nutzungen be-
reits eine Ausnahmeregelung für Ferienwohnungen abgeleitet werden. Konkretisiert 
wird dies mit der Festsetzung der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohnge-
bäuden. 
 
Maß der baulichen Nutzung 
 
Bezüglich des Maßes der baulichen Nutzung werden grundsätzlich keine Änderungen 
vorgenommen. Der festgesetzte Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen, wie der 
Traufhöhe und der Firsthöhe, bleibt bestehen. Als Bezugspunkt gilt die mittlere Höhen-
lage des zugehörigen Straßenabschnittes. 
Da die Straßen innerhalb des Plangebietes mittlerweile vollständig hergestellt sind, ist 
die Festsetzung ausreichend bestimmt. 
Für die bisher unbebauten Grundstücke weist die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
nunmehr darauf hin, dass die Einmessung der Höhenlage des zugehörigen Stra-
ßenabschnitts zur Bestimmung der notwendigen Bezugshöhe für die höhenbe-
zogenen Festsetzungen von den Grundstückseigentümern vorzunehmen ist. 
  

 
1 BVerwGE 90, 140 (143); BVerwG Beschl. v. 8.5.1989 – 4 B 78.89, NVwZ 1989, 1060 = ZfBR 1989, 
225; OVG Münster Beschl. v. 14.8.2007 – 10 A 1219/06, NVwZ-RR 2008, 20 = ZfBR 2007, 798 = BauR 
2007, 2033 
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Bauweise 
 
Innerhalb der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete WA 1 bis WA 6 wurden im Rah-
men der Ursprungsplanung Festsetzungen zur Bauweise getroffen. In allen Allgemei-
nen Wohngebieten gilt die offene Bauweise. In den WA 1 bis WA 3 wurde zudem die 
Bebauung mit Einzel- und Doppelhäusern zugelassen, in den WA 4 bis WA 6 sind nur 
Einzelhäuser zulässig. 
 
Im Rahmen der Erarbeitung der 2. Änderung des Bebauungsplanes wurden umfang-
reiche Erhebungen durchgeführt. Bei der Ermittlung der Bauweise kam es zu keinen 
Unregelmäßigkeiten. Innerhalb des Plangebietes wurden zum derzeitigen Stand aus-
nahmslos Einzelhäuser errichtet. Innerhalb des WA 3 sind aktuell zwei Doppelhäuser 
im Bau.  
 
Die Gemeinde hat sich deshalb dazu entschieden, innerhalb des festgesetzten 
WA 2 die Zulässigkeit von Doppelhäusern künftig zu streichen, zulässig sind nur 
noch Einzelhäuser. Da sich diese Festsetzung am Bestand des Grundstücks orien-
tiert, ergeben sich für den Eigentümer keinerlei Benachteiligungen. Da die Gemeinde 
jedoch die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden ebenfalls neu re-
geln möchte, ist die geänderte Festsetzung für das WA 2 sinnvoll. 
 
Somit sind lediglich in den WA 1 und WA 3 Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
 
Bei der Überprüfung der Ursprungsplanung sind des Weiteren auf sechs Grundstü-
cken Abweichungen der Baugrenzen festgestellt worden. Dabei handelt es sich auf 
den Flurstücken 22/44, 22/45, 22/50 und 22/35 der Flur 2, Gemarkung Tarnewitz um 
Überschreitungen der Baugrenze durch das Hauptgebäude. Auf den Flurstücken 
22/31 und 22/37 der Flur 2, Gemarkung Tarnewitz um nichtzulässige Überschreitun-
gen der Baugrenze durch untergeordnete Bauteile. Die Gemeinde Ostseebad Bolten-
hagen hat sich dazu entschieden, diese Abweichungen entsprechend des tatsächli-
chen Bestandes anzupassen. Da es sich dabei um Abweichungen von maximal einem 
Meter handelt, werden die Baugrenzen erweitert. 
 
Die textliche Festsetzung Nr. 3.1, die ein Vortreten von untergeordneten Gebäudetei-
len regelt, bleibt unverändert bestehen. 
 
Auswirkungen für die zulässige Grundflächenzahl ergeben sich aufgrund der Abwei-
chungen nicht. 
 
Festsetzung der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
 
Im Rahmen der Ursprungsplanung wurden Festsetzungen zur höchstzulässigen Zahl 
der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB getroffen. Dem-
nach waren zulässig: 
 
WA 1 – acht Wohnungen pro Wohngebäude 
WA 4 – zwei Wohnungen pro Wohngebäude 
WA 2, 3, 5 und 6 – eine Wohnung pro Wohngebäude 
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Für das WA 1 wurden im Rahmen der 1. und 3. Änderung des Bebauungsplanes neue 
Regelungen getroffen. In der rechtskräftigen Fassung des Bebauungsplanes Nr. 16 
heißt es daher: 
 
„Die Zahl der zulässigen Wohnungen innerhalb des Baugebietes ist wie folgt be-
schränkt: 
WA 1 – acht Wohnungen pro Wohngebäude in den Häusern: Haus I / Haus II 
WA 1 – zwölf Wohnungen pro Wohngebäude in den Häusern: Haus III / Haus IV“ 
 
Diese Regelung bleibt auch für die 2. Änderung bestehen. 
Änderungen werden innerhalb des östlichen Einfamilienhausgebietes vorgenommen, 
um, wie bereits beschrieben, den Wunsch der Eigentümer, auch Ferienwohnungen 
nutzen zu dürfen, umsetzbar zu machen. 
In den festgesetzten WA 2 bis 6 sind künftig maximal zwei Wohneinheiten je Ein-
zelhaus zulässig. Im festgesetzten WA 3 ist zudem je Doppelhaushälfte maximal 
eine Wohneinheit zulässig. Dies begründet die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
mit den Grundstücksgrößen im Plangebiet. Die Grundstücksgrößen im östlichen Teil 
des Geltungsbereiches variieren zwischen 450 m² bis 693 m². Die Mehrheit hat eine 
Größe unter 535 m². Bei den aktuell im Bau befindlichen Doppelhäusern beträgt die 
Grundstücksgröße je Doppelhaushälfte lediglich ca. 240 m². Aus Sicht der Gemeinde 
Ostseebad Boltenhagen entspricht eine Auslastung mit zwei Wohneinheiten je Dop-
pelhaushälfte nicht der städtebaulichen Ordnung in diesem relativ kleinen Wohngebiet. 
Dem Gleichheitsgrundsatz wird entsprochen, indem die Gemeinde jeder zulässigen 
Wohneinheit in etwa die gleiche Grundstücksgröße zugesteht. Somit erfolgt mit der 2. 
Änderung in gewisser Weise die Durchsetzung des Gleichheitsgrundsatzes. 
 
Zulässigkeit von Ferienwohnungen 
 
Die Regelung der Zulässigkeit von Ferienwohnungen wurde als Kernthema in die 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 aufgenommen. Ziel ist eine abschließende 
Regelung für das betrachtete Wohngebiet zu erarbeiten. 
 
Wie bereits erläutert, sind innerhalb des WA 1 durch den Ausschluss von Betrieben 
des Beherbergungsgewerbes sowie von sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben 
künftig auch keine Ferienwohnungen gemäß § 13a BauNVO zulässig. Dies ergibt sich 
aus der vorhandenen Bebauung sowie der Zielsetzung der Gemeinde in den Mehrfa-
milienhäuser Dauerwohnraum für die ortsansässige Bevölkerung zu sichern. 
 
Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 2 bis WA 6 erklärt die Gemeinde Ostseebad 
Boltenhagen Ferienwohnungen für ausnahmsweise zulässig und knüpft die Nutzung 
an Bedingungen, die im Rahmen der Festsetzung zur höchstzulässigen Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude konkretisiert werden. 
 
Für die WA 2 sowie WA 4 bis 6 gilt:  
Bei zwei Wohnungen darf eine Wohnung als Ferienwohnung genutzt werden. 
Diese muss hinsichtlich ihrer Grundfläche gegenüber der sonstigen Wohnnut-
zung im Gebäude untergeordnet sein. 
 
Somit ermöglicht die Gemeinde eine kombinierte Nutzung einer Dauer- und einer Fe-
rienwohnung. Reine Ferienhäuser möchte die Gemeinde an diesem Standort, zum ei-
nen aufgrund der bereits beschriebenen möglichen Nutzungskonflikte sowie zum 
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anderen um einen Leerstand von einzelnen Häusern außerhalb der Feriensaison zu 
vermeiden, ausschließen. Eine reine Dauerwohnnutzung ist hingegen möglich und ge-
wünscht.  
Des Weiteren müssen die Ferienwohnungen den Dauerwohnungen hinsichtlich der 
Grundfläche untergeordnet sein. Dies bedeutet, dass nur die nach der Grundfläche 
kleinere Wohnung als Ferienwohnung genutzt werden darf, eine Gleichverteilung ist 
unzulässig. 
 
Für das WA 3 trifft die Gemeinde aufgrund der Zulässigkeit von Einzel- und Doppel-
häusern eine abweichende Festsetzung. Hier ist ebenfalls eine Ferienwohnung in 
Kombination mit einer Dauerwohnung innerhalb eines Einzelhauses zulässig. Da je-
doch derzeit auch Doppelhäuser errichtet werden, muss die Gemeinde hierfür eine 
besondere Regelung treffen. Im festgesetzten WA 3 darf je Einzelhaus bzw. je Dop-
pelhaus mit insgesamt zwei Wohnungen eine Wohnung als Ferienwohnung ge-
nutzt werden.  
Nach aktuellem Kenntnisstand der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen werden die im 
Bau befindlichen Doppelhäuser von jeweils einem Eigentümer errichtet, um dann als 
Dauerwohnungen vermietet zu werden. Dies ist dem Bauantrag entsprechend zu ent-
nehmen. Aufgrund dessen ist die Festsetzung konkret formuliert. Zudem wurde in ei-
nem Urteil des Hessischen Verwaltungsgerichtshof2 ausgeführt, dass kein Abwä-
gungsmangel vorliegt, wenn mehrere Wohnungseigentümer innerhalb eines Wohnge-
bäudes betroffen sind. „Die Abstimmung der Wohnungseigentümer untereinander hat 
nach den insoweit einschlägigen Regelungen des Privatrechts, insbesondere des 
Wohnungseigentumsrechts zu erfolgen und ist daher kein Belang, der im Rahmen der 
Bauleitplanung zu berücksichtigen wäre“ (Hess. VGH, Urt. Vom 28. Okt. 2019 – 4 C 
2447/17.N).  
Somit erachtet die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen auch den Bezug der Festset-
zung für Doppelhäuser als hinreichend bestimmt.  
 
Ausgehend vom Bestand sowie der Festsetzung in den WA 2 bis WA 6, dass nur dann 
eine Ferienwohnung errichtet werden darf, wenn mindestens eine Dauerwohnung vor-
handen ist, geht die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen davon aus, dass das Plange-
biet überwiegend dem Dauerwohnen gewidmet bleibt. Zwar erkennt sie an, dass Feri-
enwohnungen untergeordnet Bestandteil des Plangebietes sind, jedoch sollen diese 
durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 auf ein verträgliches Maß be-
schränkt werden. 
 
Sonstiges 
 
Die textlichen Festsetzungen zu den Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestim-
mung bleiben von der Änderungsplanung unberührt. Hier wird auf die Begründung zur 
Ursprungsplanung verwiesen. 
 
Änderungen in der Planzeichnung ergeben sich für die entlang der Planstraße festge-
setzten Stellplätze. Die Planstraße A ist als Straße „Tarnewitzer Huk“ mit den festge-
setzten Baumanpflanzungen hergestellt. Die Stellplätze müssen allerdings dem tat-
sächlichen Bestand der Erschließung der Privatgrundstücke angepasst werden. Drei 

 
2 Hess. VGH, Urt. Vom 28. Okt. 2019 – 4 C 2447/17.N – Allgemeines Wohngebiet, Festsetzungen zur 
Dauerwohnnutzung und zu Ferienwohnungen ZfBR 2020, 178. Quelle: beck-online DIE DATENBANK. 
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der sechs Stellplätze werden auf die jeweils andere Seite der Baumpflanzungen ver-
schoben. Die Gesamtanzahl der Stellplätze bleibt gleich. 
 
Des Weiteren wurden die zum Erhalt festgesetzten Baumstandorte überprüft. In Kapi-
tel 6 – Umweltbelange wird hierauf näher eingegangen. 
 
3.2 Örtliche Bauvorschriften 
 
Die Festsetzungen zur äußeren Gestaltung wurden als Örtliche Bauvorschriften im 
Rahmen der Ursprungsplanung festgesetzt. Diese erfahren im Rahmen der vorliegen-
den Planung keine Änderung.  
 
3.3 Verkehrserschließung und Stellplätze 
 
Das Ostseebad Boltenhagen besitzt eine gute infrastrukturelle Ausstattung und ist 
über die Landesstraßen 01 und 03 sowie in deren weiteren Verlauf durch die Bundes-
straße 105 und durch die Autobahn A 20 an das überörtliche Verkehrsnetz angebun-
den.  
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die vorhandene Straße 
„Tarnewitzer Huk“, die nördlich des Plangebietes bzw. innerhalb des Gebietes verläuft. 
Die ursprüngliche Planstraße A ist gemäß den Festsetzungen realisiert. Sie ist als Ein-
bahnstraße gewidmet. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist für das gesamte Plangebiet gesichert. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind private Stellplätze entsprechend dem jeweiligen Be-
darf auf dem betreffenden Baugrundstück innerhalb der festgesetzten Stellplatzflä-
chen unterzubringen. Öffentliche Parkplätze entlang der Planstraße sind in entspre-
chender Anzahl des rechtskräftigen Bebauungsplanes realisiert, die Standorte werden 
in der Planzeichnung entsprechend des tatsächlichen Bestandes angepasst. 
 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen weist darauf hin, dass die Verordnung 
über den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplätzen des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern (Garagenverordnung - GarVO M-V) grundsätzlich zu beach-
ten ist. 
 
Unmittelbar am Plangebiet in der Straße „Tarnewitzer Huk“ befindet sich eine Halte-
stelle des öffentlichen Personennahverkehrs. 
Die Ortslage Boltenhagen ist mit den Linien 320 in Richtung Grevesmühlen und der 
Linie 240 in Richtung Wismar an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) angebunden. Darüber hinaus existiert ein Shuttle-Bus zwischen der Ortslage 
Redewisch, dem Hauptort Boltenhagen und der Weißen Wiek. Weiterhin ist die Ge-
meinde an das regionale Radwegenetz angeschlossen. 
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3.4 Flächenbilanz 
 
Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 16 beträgt rund 1,7 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen: 
 
Tab. 1: Flächenmaße der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16, gerundete Werte. 

Flächennutzung Flächengröße in m² 

Allgemeine Wohngebiete 
davon  WA 1 
   WA 2 
  WA 3 
  WA 4 
  WA 5 
  WA 6 

15 890 
6 875 

495 
1 900 

440 
4 250 
1 930 

Verkehrsfläche  
davon  Planstraße A – Tarnewitzer Huk 
  Tarnewitzer Chaussee  

1 210 
1 175 

35 

Flächen für Versorgungsanlagen – Abwasser  20 

Plangebiet gesamt 17 120 

 
 
4. Ver- und Entsorgung 
 
Von der Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 werden die Belange 
der Ver- und Entsorgung nicht berührt. Die bisherigen Regelungen in den Bereichen 
Trink- und Wasserversorgung (auch Löschwasser), Schmutz- und Regenwasserent-
sorgung sowie in den Bereichen Energieversorgung und Telekommunikation gelten 
unverändert weiter.  
 
Die Anlagen zur technischen Versorgung des Plangebietes sind bereits hergestellt. 
Innerhalb des Änderungsbereiches sind daher Leitungen zur Ver- und Entsorgung vor-
handen. Die genaue Lage der Leitungen ist im Vorfeld von Bauarbeiten zu ermitteln. 
Die Mindestabstände zu Leitungen sind bei Bau- und Anpflanzungsmaßnahmen zu 
beachten. 
 
Die Belange der Ver- und Entsorgung sind hinreichend zu berücksichtigen. Sowohl der 
vorhandene Leitungsbestand innerhalb als auch außerhalb des Plangebietes ist bei 
Ausführung von Bauarbeiten entsprechend zu beachten. 
 
Die ordnungsgemäße Abfallentsorgung ist durch die vorhandenen Straßen gesichert. 
Die Ausbauquerschnitte sind geeignet, die ungehinderte Befahrung durch Entsor-
gungsfahrzeuge sicherzustellen. 
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5. Immissionsschutz 
 
Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen zu beantwor-
ten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse beachtet werden. 
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen hat sich mit den möglicherweise auf das Plan-
gebiet einwirkenden Immissionen auseinandergesetzt.  
 
Sie kommt dabei zu dem Ergebnis, dass der motorisierte Verkehr auf der Straße 
„Tarnewitzter Huk“ als eine maßgebliche Emissionsquelle definiert werden kann. Da 
es sich insgesamt um einen bereits bebauten Bereich analog zu § 34 BauGB handelt, 
ist bei der Immissionsbetrachtung durch den Straßenverkehr von der vorhandenen Si-
tuation auszugehen. Unzulässige Beeinträchtigungen durch Verkehrslärm sind daher 
nicht zu erwarten. 
 
 
6. Umweltbelange 
 
Eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB einschließlich des Umweltberichtes ist 
innerhalb eines beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB nicht durchzuführen. 
Da bei der vorliegenden Planung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr.16 „Tarne-
witzer Huk“ die bebaute Grundfläche weniger als 20 000 m² beträgt, entfällt die Erfor-
derlichkeit eines Ausgleichs im Sinne der Eingriffsregelung, da aufgrund einer über-
schlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der Anlage 2 des BauGB die Einschätzung 
erlangt wurde, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen 
wären. Weiterhin gelten Eingriffe im Innenbereich demnach als bereits vor der plane-
rischen Entscheidung erfolgt bzw. als zulässig.  
 
Jedoch sind Umweltbelange nach allgemeinen Grundsätzen zu ermitteln und zu be-
werten. Diese müssen im Anschluss gegeneinander und untereinander gerecht abge-
wogen werden. Diese Abwägung erfolgt im Folgenden in verbal-argumentativer Form. 
 
Ziel der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 ist die Beschränkung von Ferien-
wohnungen innerhalb des bereits bestehenden Wohngebietes auf ein verträgliches 
Maß. In dem Wohngebiet ergaben sich nach ausführlicher Prüfung des Bestandes 
Differenzen in Bezug auf die Anzahl der Wohneinheiten, dem Vorhandensein von Fe-
rienwohnungen sowie in Bezug auf bauplanungsrechtliche Festsetzungen, wie z.B. die 
Überschreitung von Baugrenzen. Diese Abweichungen sollen im Rahmen der 2. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 16 behandelt und zum Teil planungsrechtlich gesi-
chert werden. 
 
6.1 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
sowie ihre Bedeutung für den Bauleitplan 
 
Fachplanungen 
Das Plangebiet befindet sich im Vorbehaltsgebiet bzw. im Vorranggebiet Naturschutz 
und Landschaftspflege, im Tourismusschwerpunktraum sowie Vorbehaltsgebiet Land-
wirtschaft. 
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Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb der besiedelten Ortslage können dem 
Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan (GLRP WM) keine spezifischen Aussagen 
für das Plangebiet entnommen werden. Für die angrenzenden Bereiche werden fol-
genden Aussagen getroffen: 

- Boltenhagen befindet sich in der Landschaftszone Ostseeküstenland (1), Der 
Großlandschaft Nordwestliches Hügelland (10) und der Landschaftseinheit 
Klützer Winkel (101) (Karte 1).  

- Die Schutzwürdigkeit des Landschaftsbildes wird nördlich der Siedlungslage mit 
sehr hoher und südlich mit hoher Schutzwürdigkeit dargestellt (Karte 3). 

- In den Bereichen südlich der Siedlungslage wird die Schutzwürdigkeit des Bo-
dens mit gering bis mittel eingestuft (Karte 4). 

- Die Schutzwürdigkeit des Landschaftsbildes wird im Küstenbereich nördlich von 
Boltenhagen mit sehr hoch und südlich von Boltenhagen mit mittel bis hoch be-
wertet (Karte 8). In Bezug auf die Funktionenbewertung der Schutzwürdigkeit 
der landschaftlichen Freiräume ist die Stufe-1 geringe Schutzwürdigkeit ver-
zeichnet (Karte 9).  

- Die Küsten- und Gewässerbereiche angrenzend an Boltenhagen sind Teil eines 
Europäischen Vogelschutzgebietes (SPA) und eines Gebietes nach Fauna-
Flora-Habitatrichtlinie (FFH) (Karte 10). 

- Nordöstlich von Boltenhagen befindet sich ein Naturschutzgebiet (N 275) (Karte 
11). 

- Boltenhagen ist als Bereich mit herausragender Bedeutung für die landschafts-
gebundene Erholung unter Beachtung des Vorrangs ökologischer Funktion ge-
mäß Karte IV dargestellt (Karte 13). 

- Die Bereiche südlich von Boltenhagen sind im Zusammenhang mit der Analyse 
der Arten und Lebensräume als M.3 stark entwässerte, degradierte Moore ver-
zeichnet (Karte I). Daraus leitet sich Maßnahme 2.3 Vordringliche Regeneration 
gestörter Naturhaushaltsfunktionen stark entwässerter, degradierter Moore ab. 
Für den Küsten- und Wasserbereich sind folgende Maßnahmen verzeichnet: 
1.1 Ungestörte Naturentwicklung und Sicherung der Lebensraumqualität von 
Küstengewässern, 12.1 Berücksichtigung der besonderen Schutz- und Maß-
nahmenerfordernisse von Brut- und Rastvogelarten in Europäischen Vogel-
schutzgebieten (Karte III).  

- Die Küsten- und Wasserbereiche sind Teil des Biotopverbundes im engeren 
Sinne im marinen Bereich (Karte II).  

- Die Bereiche um Boltenhagen sind als Bereich mit herausragender Bedeutung 
für die Sicherung ökologischer Funktionen dargestellt (Karte IV). 

 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 16 befindet sich 
innerhalb der bebauten Ortslage des Ostseebades Boltenhagen direkt an der Straße 
„Tarnewitzer Huk“, die als Verlängerung der Hauptstraße „Ostseeallee“ nach Osten 
fungiert. Das Ostseebad besitzt eine hohe touristische Bedeutung. Die hohe natur-
schutzfachliche Bedeutung der angrenzenden Bereiche spiegelt sich in der Auswei-
sung der Schutzgebiete, insbesondere im Küstenbereich, wider. Die mit dem hier be-
trachteten Vorhaben verbundenen Nutzungen beziehen sich nur auf das Plangebiet 
selbst. Erhebliche Beeinträchtigungen der in den übergeordneten Planungen festge-
legten Entwicklungsziele sind daher nicht zu erwarten.  
 
Schutzgebiete 
Das hier betrachtete Plangebiet befindet sich außerhalb von Schutzgebieten von nati-
onaler und internationaler Bedeutung.  
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Folgende Schutzgebiete sind für das Gemeindegebiet relevant: 
 

- SPA-Gebiet DE 1934-401 „Wismarbucht und Salzhaff“ (ca. 150 m nördlich und 
275 m östlich),  

- GGB (ehemals FFH-Gebiet) DE 1934-302 „Wismarbucht“ (ca. 150 m nördlich 
und 275 m östlich),  

- Naturschutzgebiet NSG 275 „Tarnewitzer Huk“ (ca. 150 m nördlich und 250 m 
östlich). 

 
Das hier betrachtete Plangebiet befindet sich im Osten der Ortslage Boltenhagen. Zwi-
schen den genannten Schutzgebieten und dem Plangebiet befindet sich Straße 
„Tarnewitzer Huk“ sowie weitere Gebäudestrukturen und Wald als Pufferzone. Die an-
gestrebte Nutzung bezieht sich nur auf das Plangebiet selbst. Es sind keine Auswir-
kungen auf die benannten Schutzgebiete zu erwarten.  
 
Geschützte Biotope 
Innerhalb des Geltungsbereiches sowie im planungsrelevanten Umfeld des hier be-
trachteten Bebauungsplanes sind keine gemäß § 20 NatSchAG M-V geschützten Bio-
tope vorhanden.  
 
Gemäß § 20 NatSchAG M-V geschützte Biotope bleiben aufgrund der zentralen Lage 
innerhalb des Siedlungsraumes von der Planung unberührt.  
 
Gesetzlich geschützter Baumbestand 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine gemäß § 18 NatSchAG M-V gesetzlich 
geschützten Bäume. 
Im Zusammenhang mit der Biotop- und Nutzungskartierung wurde der Baumbestand 
des Untersuchungsraumes erfasst und dokumentiert. Gemäß Baumschutzkompensa-
tionserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz vom 
15. Oktober 2007 wurde der Bestand an geschützten Bäumen auf Grundlage eigener 
Erhebungen für das Plangebiet aufgenommen.  
 
Im Ursprungsplan wurden im Süden des Plangebietes drei Bäume auf dem Flurstück 
22/35, Flur 2, Gemarkung Tarnewitz, und im Norden entlang der Straße „Tarnewitzer 
Huk“ sechs Bäume zum Erhalt festgesetzt. Diese Bäume sind zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht mehr vorhanden. Die drei Bäume, die im südlichen Geltungsbereich fehlen, wer-
den nach der Festsetzung des Ursprungsplanes 1:2 ausgeglichen. Die Pflanzung der 
sechs Ausgleichsbäume erfolgt innerhalb des Gemeindegebietes. Die Sicherung der 
Maßnahme erfolgt durch einen städtebaulichen Vertrag mit dem Grundstückseigentü-
mer. 
Die zum Erhalt festgesetzten Bäume entlang der Straße „Tarnewitzer Huk“ wurden im 
Ursprungsplan fälschlicherweise als Bäume festgesetzt. Nach ausführlicher Recher-
che der Unterlagen stellte sich heraus, dass sich entlang der Straße ursprünglich 
Sträucher befanden. Diese wurden im Rahmen der Verkehrserschließung entfernt. 
Aus den genannten Gründen ist dafür kein Ausgleich erforderlich. 
 
Wald 
Südlich des Plangebietes befindet sich Wald. Dieser wurde im Rahmen der Ursprungs-
planung ausführlich berücksichtigt. In der Planzeichnung wurden die Waldgrenze so-
wie die 30 Meter Waldabstand dargestellt. Seitdem wurden weitere Bäume südlich des 
Plangebietes gepflanzt, die nunmehr Teil des Waldes sein könnten. Da die vorgelegte 
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Planung jedoch kein Heranrücken an den Baumbestand vorsieht, sondern die Bebau-
ung bereits errichtet wurde, leitet sich keine Betroffenheit von Wald ab. 
Zur Zeit der Ursprungsplanung befand sich auch östlich des Plangebietes Wald. Dieser 
wurde im Zuge des Ausbaus der Weißen Wiek jedoch gerodet, sodass der Waldab-
stand im Osten des Plangebietes keine Bedeutung mehr hat und somit aus der Plan-
zeichnung entfernt wurde. 
 
6.2 Artenschutzrechtliche Prüfung – Potentialabschätzung 
 
Auf der Ebene des Genehmigungsverfahrens sind prinzipiell alle im Lande M-V vor-
kommenden Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie und alle im Lande M-V vorkommen-
den europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie betrachtungsrele-
vant. Dieses umfangreiche Artenspektrum (56 Arten des Anhangs IV der FFH - Richt-
linie sowie alle im Land wildlebenden Vogelarten) soll im Rahmen der Relevanzprü-
fung zunächst auf die Arten reduziert werden, die unter Beachtung der Lebensrauman-
sprüche im Untersuchungsraum vorkommen können und für die eine Beeinträchtigung 
im Sinne der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch Wirkungen des 
Vorhabens nicht von vornherein ausgeschlossen werden kann (Abschichtung). 
 
Dabei wird so vorgegangen, dass im Rahmen der Relevanzprüfung die Arten „heraus-
gefiltert“ werden, für die eine Betroffenheit hinsichtlich der Verbotstatbestände mit hin-
reichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle) und die daher 
einer artenschutzrechtlichen Prüfung nicht mehr unterzogen werden müssen 
(FROELICH & SPORBECK, Leitfaden Artenschutz in Mecklenburg-Vorpommern 
20.09.2010). 
 
Bestandteil der Potentialabschätzung sind ggf. auch erforderliche Vermeidungs- bzw. 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen). Bei Eintritt von artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG sind in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde weitergehende Betrachtungen erforderlich.  
 
Potentialabschätzung 
 
Das Plangebiet ist Teil der besiedelten Ortslage des Ostseebades Boltenhagen. Es 
wird durch eine Einfamilienhaussiedlung im Osten sowie Mehrfamilienhäusern im 
Westen geprägt. Zwei Baugrundstücke sind derzeit noch unbebaut. Aufgrund der anth-
ropogenen Vorbelastung sind überwiegend unempfindliche Arten des Siedlungsrau-
mes zu erwarten.  
 
Brutvögel 
 
Alle wildlebenden Vogelarten in Deutschland sind gesetzlich geschützt. Sie dürfen so-
mit nicht gefangen, mutwillig beunruhigt oder getötet werden. Ferner ist es verboten, 
ihre Eier und Nester zu beschädigen oder zu entfernen.  
 
Im Rahmen des Vorhabens kommt es zu einem geringen Teilverlust von Bruthabitaten 
und Lebensräumen von Brutvogelarten. Hierbei handelt es sich überwiegend um nicht 
gefährdete (ubiquitäre) Arten. Für diese Arten bleibt die Habitatfunktion bei einer Rea-
lisierung des Vorhabens auch weiterhin in einem räumlichen Zusammenhang erfüllt. 
Die potentiell vorkommenden oder brütenden Arten sind bezüglich ihrer Brutstandorte 
sehr anpassungsfähig und belegen nicht jährlich wiederkehrende Brutplätze.  
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Damit kein artenschutzrechtlicher Genehmigungstatbestand besteht, ist sicherzustel-
len, dass die eventuelle Rodung von Gehölzen außerhalb der Brutperiode der Vögel 
erfolgt. Hierzu wird ein Hinweis bezugnehmend auf den § 39 BNatSchG in die Plan-
zeichnung aufgenommen. 
 
Das Eintreten des Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird damit 
ausgeschlossen.  
 
Säugetiere/Fledermäuse 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Säugetiere auszuüben. Durch fehlende Habitatstrukturen 
können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände der Artengruppe Säugetiere eindeutig ausgeschlossen werden. Es sind keine 
ausgehöhlten Bäume in der ausreichenden Größe vorhanden, um als Quartier für Fle-
dermäuse zu dienen. Ebenso fehlen entsprechende Gebäudestrukturen. 
 
Das Eintreten des Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG wird damit 
ausgeschlossen. 
 
Reptilien 
 
In Bezug auf ein Vorkommen von Reptilien wird insbesondere eine Eignung des Plan-
gebietes für die Zauneidechse untersucht. Ein Vorkommen der weiteren gemäß FFH-
Richtlinie und Bundesartenschutzverordnung geschützten Reptilienarten der europäi-
schen Sumpfschildkröte und Schlingnatter kann aufgrund der fehlenden Habitatstruk-
turen von vornherein ausgeschlossen werden.  
Wichtiges Lebensraumkriterium für die Zauneidechse ist die Verfügbarkeit gut besonn-
ter, vegetationsarmer Flächen mit grabbarem Boden für die Eiablage. Der Boden in-
nerhalb des Plangebietes ist stark verdichtet und durch den Baumbestand verschattet. 
Eine Eignung des Plangebietes für die Artengruppe Reptilien ist nicht gegeben. 
 
Eine weitere Prüfung bezüglich der Erfüllung der Verbotstatbestände gemäß § 44 
Abs. 1 BNatschG wird daher nicht durchgeführt.  
Amphibien 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Laichgewässer oder sonstigen maß-
geblichen Habitatbestandteile. Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Siedlungs-
lage von Boltenhagen und ist anthropogen stark überformt. Im Bereich der ehemaligen 
Minigolfanlage sind großflächige Versiegelungen vorhanden. Aufgrund dieser anthro-
pogenen Überformung ist das Plangebiet nicht als Lebensraum für Amphibien geeig-
net. 
 
Eine weitere Prüfung bezüglich der Erfüllung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 
1 BNatschG wird daher nicht durchgeführt.  
 
Fische 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Fische auszuüben. Durch fehlende Habitatstrukturen kön-
nen Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
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gemäß § 44 Abs. 1 BNatschG der Artengruppe Fische eindeutig ausgeschlossen wer-
den. 
 
Schmetterlinge 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Schmetterlinge auszuüben. Durch fehlende Habitatstruk-
turen können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbots-
tatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatschG der Artengruppe Schmetterlinge eindeutig 
ausgeschlossen werden. 
 
Käfer 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Käfer auszuüben. Durch fehlende Habitatstrukturen kön-
nen Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 
gemäß § 44 Abs. 1 BNatschG der Artengruppe Käfer eindeutig ausgeschlossen wer-
den. Es sind keine Großbäume mit entsprechenden Eigenschaften vorhanden. 
 
Libellen 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Libellen auszuüben. Durch fehlende Habitatstrukturen 
können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände gemäß § 44 Abs. 1 BNatschG der Artengruppe Libellen eindeutig ausgeschlos-
sen werden. 
 
Weichtiere 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Weichtiere auszuüben. Durch fehlende Habitatstrukturen 
können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände gemäß § 44 Abs. 1 BNatschG der Artengruppe Weichtiere eindeutig ausge-
schlossen werden. 
 
Pflanzen 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Pflanzen auszuüben. Durch fehlende Habitatstrukturen 
können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände der Artengruppe Pflanzen eindeutig ausgeschlossen werden. 
 
6.3 Berücksichtigung grünordnerischer Belange 

 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage des Ostseebades Bol-
tenhagen und ist maßgeblich durch die vorhandene Wohnbebauung charakterisiert. 
Entlang der Planstraße A wurden in der Ursprungsplanung Anpflanzgebote festge-
setzt. Da die grünordnerischen Festsetzungen im Rahmen der 2. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 16 keine Änderungen widerfahren, werden diese übernommen und 
nicht entsprechend dem aktuellen Bestand zum Erhalt festgesetzt. 
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Folgende Festsetzungen bzw. Hinweise sind Bestandteil des Bebauungsplanes 
Nr. 16: 
 
Festsetzungen 
 
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wird für den Bebauungsplan festgesetzt, dass für die 
gemäß Pflanzgebot anzupflanzenden Bäume und Sträucher nur die Arten laut Pflanz-
liste in den ausgewiesenen Pflanzgrößen zu pflanzen sind. Die Gehölze sind entspre-
chend der geltenden DIN-Normen zu pflanzen. Die Pflanzungen sind dauernd zu un-
terhalten, bei Ausfall ist Ersatz zu pflanzen. 
 
Auf den in der Planzeichnung, Teil A, festgesetzten Standorten ist je ein heimischer 
großkroniger Laubbaum zu pflanzen und dauernd zu unterhalten (Stammumfang 14-
16 cm in 1,30 m ü. OFG). Geringfügige Abweichungen des Pflanzabstandes bis zu 
1,50 m sind zulässig, soweit sie sich aus der Berücksichtigung der Lage von Grund-
stückszufahrten und anderer technischer Notwendigkeiten ergeben. 
 
Die in der Planzeichnung, Teil A, festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern sind als ein- bzw. dreireihige Hecke aus heimischen Gehölzen ent-
sprechend Pflanzliste und Pflanzschema zu bepflanzen. 
 
Die in der Planzeichnung, Teil A, für den Erhalt gekennzeichneten Bäume sind dau-
ernd zu erhalten. 
 
Als Ersatz für jeden zu fällenden Baum sind zwei neue Bäume zu pflanzen. Im Bereich 
der 1. Änderung sind 22 Baumpflanzungen vorzunehmen. Weitere 40 Bäume sind als 
Ersatzpflanzung außerhalb des Plangebietes zu pflanzen. Die Sicherung dieser Maß-
nahme erfolgt durch einen städtebaulichen Vertrag. 
 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten und fachge-
recht zu begrünen. 
 
Als heimische Gehölze gelten: 
Sträucher (Pflanzgröße: 60 – 100 cm): 

- Weißdorn (Crataegus monogyna) 
- Schlehe (Prunus spinosa) 
- Pfaffenhütchen (Euonymus europaea) 
- Hundsrose (Rosa canina) 
- Holunder (Sambucus nigra) 

 
Bäume (Pflanzgröße: 150 – 200 cm): 

- Feldahorn (Acer campestre) 
- Birke (Betula pendula) 
- Hainbuche (Carpinus betulus) 
- Eberesche (Sorbus aucuparia) 

 
Die festgesetzte Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen darf zwischen nördlicher Teilfläche mit Häusern I, II und III und südlicher 
Teilfläche mit Haus IV und Gemeinschaftsstellplätzen für eine Durchwegung in einer 
Breite von maximal 2,00 m unterbrochen werden. 
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Hinweise 
 
Die Beseitigung von Gehölzen gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 des Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatSchG) darf nur im Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und 28. Februar 
durchgeführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis 
durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Gehölzflächen keine Brutvö-
gel brüten und die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt. 
 
Zum Schutz des vorhandenen Baumbestandes sind die Forderungen der DIN 18920 
„Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men“ einzuhalten. 
 
Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Bodenaushub ist in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und an Ort und Stelle wieder zu verwerten oder einer Wie-
derverwertung zuzuführen. Baustelleneinrichtungen sind auf das notwendigste 
Maß zu beschränken. Nach Beendigung der Bauarbeiten sind baubedingte Be-
einträchtigungen (wie Bodenverdichtungen, Fahrspuren, Fremdstoffreste) zu-
rückzunehmen. Anfallende Abfälle und Baumaterialien sind ordnungsgemäß zu 
entsorgen oder einer Wiederverwertung zuzuführen. 
 
 
7. Hochwasserschutz 
 
Im Rahmen der Aufstellung von benachbarten Bebauungsplänen wurde der Gemeinde 
durch das Staatliche Amt für Umwelt und Natur in seiner Stellungnahme mitgeteilt, 
dass der Ausbau des Hochwasserschutzsystems als öffentliche Aufgabe des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern (M-V) zum Schutz von im Zusammenhang bebauten Ge-
bieten gemäß § 83 Abs. 1 LWaG von Redewisch bis Tarnewitz abgeschlossen ist, so 
dass der Schutz gegen das Bemessungshochwasser (BHW) der Ostsee grundsätzlich 
gewährleistet ist. Der BHW der Ostsee beträgt 3,20 m Ü. NHN, höhere Wasserstände 
sind möglich. Auch der Bereich der vorliegenden Änderung liegt innerhalb des hoch-
wassergeschützten Bereiches. 
Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass höhere Sturmfluten eintreten oder Küsten-
schutzanlagen versagen. Das Risiko ist durch den Bauherrn selbst zu tragen. Das 
Land M-V übernimmt keinerlei Haftung für Hochwasserschäden, selbst dann nicht, 
wenn die Küstenschutzanlagen den auftretenden Belastungen nicht standhalten. 
 
 
8. Durchführungsrelevante Hinweise 
 
Der Ausbau des Hochwasserschutzsystems ist als öffentliche Aufgabe des Landes M-
V zum Schutz von im Zusammenhang bebauten Gebieten gemäß § 83 Abs. 1 des 
LWaG von Redewisch bis Tarnewitz abgeschlossen, so dass der Schutz gegen das 
BHW der Ostsee grundsätzlich gewährleistet ist. Der Bemessungshochwasserstand 
(BHW) der Ostsee für den Bereich Boltenhagen beträgt 3,20 m ü. NHN, höhere Was-
serstände sind möglich. Bei einer Höhenlage unter 3,20 m ü. NHN ist eine Beeinträch-
tigung durch Hochwasserereignisse (Sturmfluten oder Versagen der Küstenschutzan-
lagen) und erhöhte Grundwasserstände nicht ausgeschlossen. Der Bauherr hat für 
diesen Fall geeignete Vorkehrungen zu treffen. Das Risiko ist durch die Bauherren 
selbst zu tragen ist. Das Land M-V übernimmt keinerlei Haftung für 
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Hochwasserschäden, selbst dann nicht, wenn Hochwasserschutzanlagen den auftre-
tenden Belastungen nicht standhalten. 
 
Das Plangebiet ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die-
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Soll-
ten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufge-
funden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der 
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu 
benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde 
hinzuzuziehen. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich und seiner näheren Um-
gebung keine Bau- und Kunstdenkmale bekannt. 
Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 liegt im Bereich 
des Bodendenkmals 9 Tarnewitzer Huk, welches durch die geplanten Maßnahmen 
berührt werden kann. Dieses Bodendenkmal ist gekennzeichnet als Bodendenkmal, 
deren Veränderung oder Beseitigung nach § 7 DSchG M-V genehmigt werden kann, 
sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Dokumentation 
dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen anfallenden 
Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die 
in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Boden-
denkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der 
Erdarbeiten zu unterrichten. Die zu erteilenden Genehmigungen sind an die Einhaltung 
dieser Bedingung gebunden. 
 
Werden unvermutet weitere Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 
DSchG unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind 
bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entdecker, der Lei-
ter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fun-
des erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass 
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den 
Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß 
§ 11 DSchG M-V unverzüglich bergen und dokumentieren. Dadurch werden Verzöge-
rungen der Baumaßnahme vermieden (vgl. § 11 Abs. 3 DSchG M-V). 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altlasten bzw. Altlastenver-
dachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Be-
lastungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verun-
reinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grund-
stücksbesitzer gemäß § 4 Abs. 3 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ord-
nungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die Anzei-
gepflicht bei der unteren Abfallbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg wird 
hingewiesen. 
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Nach bisherigem Kenntnisstand befinden sich keine Höhenfestpunkte des amtlichen 
geodätischen Grundlagennetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Geltungs-
bereich und seiner näheren Umgebung. 
 
Die dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden Gesetze, Erlasse und Verordnungen 
sind im Bauamt des Amtes Klützer Winkel, Schloßstraße 1, 23948 Klütz, während der 
Öffnungszeiten einsehbar. 
 
Dieser Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf der Grundlage 
dieses Entwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung. 
 
 
 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen, den..................... 
          Der Bürgermeister 
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